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Gemäß § 50 a Absatz 2 der Geschäftsordnung habe ich im Einvernehmen mit den 
Antragstellern die Landesregierung gebeten, zu dem Gesetzentwurf der Fraktion 
der FDP/DVP – Drucksache 16/5290 – die nach Artikel 71 Absatz 4 der Landes-
verfassung notwendige Anhörung der kommunalen Landesverbände durchzufüh -
ren. 
 

Darüber hinaus wurde die Regierung gebeten, folgende weitere Verbände und 
Ins titutionen anzuhören: 
 
–  Arbeitsgemeinschaft der Realschulrektorinnen und Realschulrektoren Baden-

Württemberg, 
 

–  Hauptpersonalrat für Lehrkräfte an Gymnasien beim Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport Baden-Württemberg, 

 

–  Landeselternbeirat Baden-Württemberg, 
 

–  Hauptpersonalrat für Lehrkräfte an Beruflichen Schulen beim Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg, 

 

–  GEW Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg, 
 

–  Baden-Württembergischer Handwerkstag e. V., 
 

–  Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag, 
 

–  BBW Beamtenbund Tarifunion, 
 

–  Evangelischer Oberkirchenrat Karlsruhe, 
 

–  Verein für Gemeinschaftsschulen in Baden-Württemberg, 
 

–  Landesschulbeirat Baden-Württemberg, 
 

–  Grundschulverband Landesgruppe Baden-Württemberg, 
 

Mitteilung 

der Präsidentin des Landtags

Gesetz über die Berufliche Realschule 
(Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes für Baden-Würt-
temberg); 
hier: Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der 

FDP/DVP  
– Drucksache 16/5290

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet 
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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–  Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-, Werkreal-, Real- und Gemeinschafts-
schulen sowie an Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren beim 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg, 

 

–  Verband der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen in Baden-Würt-
temberg e. V. (Berufsschullehrerverband), 

 

–  Arbeitgeber Baden-Württemberg. 
 
Das Schreiben des Staatsministeriums vom 15. Februar 2019, das die im Rahmen 
des Anhörungsverfahrens eingegangenen Stellungnahmen zusammenfasst, ist bei-
gefügt. Die Stellungnahmen sind nachstehend abgedruckt. 
 
 
18. 02. 2019 
 
Die Präsidentin des Landtags 
 

Aras MdL 
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Anhörungspartner Schreiben/E-Mail vom …
Arbeitsgemeinschaft der Realschulrektorinnen 
und Realschulrektoren Baden-Württemberg 29.01.2019

HPR-Gymnasien 09.01.2019
Landeselternbeirat BW 24.01.2019
HPR berufliche Schulen beim KM BW 04.02.2019
Gemeindetag BW 07.02.2019
GEW BW 05.02.2019
Baden-Württembergischer Handwerkstag 06.02.2019
Städtetag BW 06.02.2019
IHK Stuttgart 05.02.2019
BBW - Beamtenbund Tarifunion 05.02.2019
Ev. Oberkirchenrat Karlsruhe 05.02.2019
Verein für Gemeinschaftschulen in BW 01.02.2019
LSB BW 04.02.2019
Landesgruppe Baden-Württtemberg im 
Grundschulverband 27.01.2019

Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-, Werkreal-, 
Real- und Gemeinschaftsschulen sowie für 
Sonderpädagogische Bildungs- und 
Beratungszentren

23.01.2019

Verband der Lehrerinnen und Lehrer an 
beruflichen Schulen 
in Baden-Württemberg e. V. 
(Berufsschullehrerverband)

21.01.2019

Arbeitgeber BW 09.01.2019



5

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 5680

 
Städtetag Baden-Württemberg • Postfach 10 43 61 • 70038 Stuttgart 

 

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg 
Postfach 10 34 42 
70029 Stuttgart 
  
  
  
  

Geschäftsführendes  
Vorstandsmitglied 
 
Bearbeiter 

 

  
 
 

Az 220.0 • Br 

04.02.2019 

 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP über die Berufliche Realschule - 
Städtetagsstellungnahme           
 
Ihr Schreiben vom 02.01.2019, Az. 31-6400.4/271 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit dem Gesetzentwurf bezweckt die FDP/DVP-Landtagsfraktion eine Verzahnung der 
Haupt- und Werkrealschulen mit den Beruflichen Schulen. SuS der Haupt- und Werkreal-
schulen sollen danach ab Klasse 7 an einem Wochentag und ab Klasse 10 an zwei Wo-
chentagen Berufliche Schulen besuchen. Wir nehmen dazu wie folgt Stellung. 
 
Eine derartige Verzahnung ist in der vorletzten Legislaturperiode des Landtags geplant 
worden. Werkrealschulen sollten mit der zweijährigen Berufsfachschule kooperieren. Wir 
haben dieses Vorhaben seinerzeit unterstützt. Es wurde allerdings in der vergangenen 
Legislaturperiode gestoppt. Wiewohl sich die Schullandschaft seither – insbesondere 
durch Einführung der Gemeinschaftsschule – weiterentwickelt hat, ist eine frühe und en-
ge Zusammenarbeit der Schularten Hauptschule und Werkrealschule mit den Beruflichen 
Schulen im Interesse der SuS weiterhin erstrebenswert.  
 
Die Haupt- und Werkrealschulen sollen gemäß Entwurf in diesem Zuge in „Berufliche 
Realschulen“ umbenannt werden. Der Begriff „Berufliche Realschule“ für die seitherigen 
Haupt- und Werkrealschulen könnte in einem ohnedies schon komplexen Schulgeflecht 
wegen der Nähe zur Realschule zu Irritationen und Abgrenzungsproblemen führen, 
selbst wenn die „klassische“ Realschule wie im Entwurf vorgesehen in „Allgemeinbilden-
de Realschule“ umbenannt würde. Die vorgesehene Doppelverwendung des Begriffs 
Realschule sollte daher unterbleiben. Das Anliegen, Haupt- und Werkrealschulstandorte 
alleine durch Umbenennung in Berufliche Realschulen aufzuwerten und zu stabilisieren, 
scheint uns im Übrigen auch nicht erfolgversprechend. 
 
Berufliche Realschulen sollen laut Entwurf im Anschluss an die Grundschulzeit nach fünf 
oder sechs Schuljahren zum Hauptschulabschluss und nach sechs Schuljahren zu „ei-
nem dem Realschulabschluss gleichwertigen Bildungsstand“ führen. Für die Einrichtung 
eines solchen zum mittleren Abschluss führenden sechsjährigen Schulangebots soll es 
einer vom Kultusministerium festzulegenden Mindestschülerzahl bedürfen. Die erforderli-
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chen Zusatzverkehre in der Schülerbeförderung zwischen Beruflichen Realschulen und 
Beruflichen Schulen wären schulträgerseitig zu organisieren.  
 
Die finanziellen Folgen dafür gehen seitens der betroffenen Städte, Gemeinden und 
Landkreise als Schulträger über die im Gesetzentwurf erwähnten Schülerbeförderungs-
kosten hinaus. Die Finanzierung eines solchen Vorhabens müsste zwischen Land und 
Kommunalen Landesverbänden ganzheitlich geregelt werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Verein für 
Gemeinschaftsschulen BW 
Öhringer Str. 2 
74632 Neuenstein 

Telefon 07942-91170 
Telefax 07942-911722 
gmsbw.verein@gmail.com 
www.verein-gemeinschaftsschulen-bw.org 

    
 

Verein für Gemeinschaftsschulen  
in Baden-Württemberg 

 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht Wa, 1.2.2019  Datum 
31-6400.4/271   01.02.2019 
 
 
 
 
Anhörungsverfahren: Gesetzentwurf der FDP/ DVP – Gesetz über die berufl. Realschule 
(Gesetzt zur Änderung des Schulgesetzes für BW); Drucksache 16/5290 
 
 
Sehr geehrter Herr 
 
die Hauptschule / Werkrealschule soll nun nach Vorschlag der FDP/DVP mit der Bezeichnung „Berufliche 
Realschule“ versehen werden, aus „(…) Sorge um die Zukunft der Haupt-/Werkrealschulen in Baden-
Württemberg“, so die FDP im Vorwort zu ihrer Gesetzesinitiative. Ein völlig neuer Gedanke? - irgendwie 
löst er doch Erinnerungen an eine ganze Reihe ähnlicher Anliegen aus. 
 
Deshalb dazu eine … 
 
… Anmerkung I 
Theoretisch könnte man von Geschichte ja lernen, denn so lange es die Hauptschule gibt, gibt es auch 
Initiativen, um deren Untergang zu verhindern. Da gab es beispielsweise seit dem vergangenen 
Jahrhundert … 
- die Auflösung kleiner Hauptschulen und deren Zusammenschluss zu größeren 

„Nachbarschaftschulen“ 
- die Einführung eines 9. Schuljahrs, 
- die Einführung einer Fremdsprache, 
- die Einführung eines 10. Schuljahres als Aufsetzer mit der Bezeichnung „Werkrealschule“ 
- die Einführung der Projektprüfung 
- die Einführung von „Profil AC“ 
- die komplette Umbenennung der Hauptschule in Werkrealschule 
- … 
und nun - die Umbenennung in „Berufliche Realschule“ mit einer „Stärkung“ des „beruflich-praktischen 
Profils“ (FDP). 
 

GMS BW · Öhringer Str. 2 · 74632 Neuenstein   
   

 
 
 
 
 
 
 
gmsbw.verein@gmail.com 

Anschrift 
 

Min. f. Kultus, Jugend und Sport 
Thouretstr. 6 
70029 Stuttgart 
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Verein für 
Gemeinschaftsschulen BW 
Öhringer Str. 2 
74632 Neuenstein 

Telefon 07942-91170 
Telefax 07942-911722 
gmsbw.verein@gmail.com 
www.verein-gemeinschaftsschulen-bw.org 

    
 

Alle Initiativen wurden mit viel Getöse als „Stärkung der Hauptschule“ verkauft - um letztlich aber in 
einer weiteren Erosion der Akzeptanz zu enden - auch der neuerliche Anlauf wird dasselbe Schicksal 
erleiden. 
Irgendwann könnte man einmal begreifen, dass sich auch durch eine schier endlose Zahl an 
Stützungsversuchen nichts stützen lässt, was man prinzipiell nicht stützen kann. Wir haben nun einmal 
nicht einfach ein „vielgliedriges“ (FDP) Schulsystem, sondern ein „stratifiziertes“ System - ein System, in 
dem die Gliederung auf einer hierarchischen Schichtung beruht mit sehr ungleichen Bildungs-, 
Verdienst- und Lebenschancen. Solch ein System besitzt eine „eingebaute“ Dynamik von unten nach 
oben und lässt sich durch noch so viele mehr oder weniger kunstvolle Umetikettierungsverfahren nicht 
ändern. 
 
Aber vielleicht soll diese Initiative ja ganz anderen Zwecken dienen. 
Deshalb eine … 
 
… Anmerkung 2 
Auffallend ist, dass die im Vorwort angeführte Sorge um die Zukunft der Haupt-/Werkrealschule durch 
die im Gesetzesentwurf dargelegten Maßnahmen eher konterkariert wird. Im Rahmen des dort 
entfalteten Konzepts werden die Schülerinnen und Schüler der Haupt-/Werkrealschulen bereits ab Kl. 7 
tageweise oder auch ganz an berufliche Schulen verlegt. Durch systematisches Ausbluten der 
Klassenverbände und der Verweildauer an Haupt-/Werkrealschulen erreicht man keine 
Zukunftssicherung für diese „bedrohte“ Schulart. 
Zudem bleibt offen, inwieweit sich die an den beruflichen Schulen vermittelten Inhalte von denen, die 
an den Haupt-/Werkrealschulen im Fach Wirtschaft, Berufs-und Studienorientierung vermittelt werden 
unterscheidet. 
Bei der Suche nach solchen „ganz anderen Zwecken“ wird man wiederum im begründenden Papier der 
FDP fündig: Es sei „(…) der enorme, beständig wachsende Bedarf an gut qualifizierten Fachkräften auf 
dem Arbeitsmarkt (…)“, der bei dem Konzept einer beruflichen Realschule Erfolgschancen mit sich 
bringen würde. 
Nicht die Zukunft der Haupt-/Werkrealschule seht im Fokus sondern eine Strategie zur Versorgung des 
Arbeitsmarktes: 
Eine frühzeitige Kanalisierung in Ausbildungsberufe soll verhindern, dass die betroffenen Jugendlichen 
auf die Idee kommen könnten, vielleicht doch in tiefergehende Allgemeinbildung zu investieren d. h. 
länger an allgemeinbildenden Schulen zu verbleiben. So wird versucht, das momentan existierende 
Problem des Handwerkernachwuchses auf dem Rücken derjenigen zu lösen, die sich in der Entwicklung 
ihrer Fähigkeiten etwas mehr Zeit lassen. Dies ist - nach wie vor - ein klarer Verstoß gegen die in der 
Landesverfassung festgelegte und am grundsätzlichen Leistungsvermögen orientierte Bildungs- und 
Entwicklungsperspektive aller Jugendlichen, und zudem ein Ansatz, der den Erkenntnissen der 
Bildungsökonomie zuwider läuft. In einem Kommentar zum Verhältnis von berufspezifischer und 
allgemeiner Bildung führt Ludger Wößmann1 sehr einleuchtend aus, dass es zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen in der Arbeitswelt aufgrund der deutlich zunehmenden dynamischen Veränderungen 
eher auf eine breit angelegte Allgemeinbildung mit besonderer Betonung der sog. „Soft-Skills“ 
ankommt, als auf eine frühe Zuführung in berufsspezifische Ausbildungsgänge, deren Inhalte sich 
möglicherweise bereits nach kurzer Zeit als obsolet erweisen. 
Die Gesetzesinitiative ist auf dem Hintergrund der derzeitigen Erkentnisse der bildungsökonomischen 
Forschung ein Weg, der „mit Volldampf“ in eine Sackgasse führt. 
 
Zudem auf dem Hintergrund der vorgeschlagenen Finanzierung eine … 
 
… Anmerkung 3 
                                                
1 Wößmann, L. Die Auswirkungen berufsspezifischer und allgemeiner Bildung auf den Erwerbslebenszyklus. Aus: EENEE Policy Brief 1/2019 
www.eenee.org/policybriefs 
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Verein für 
Gemeinschaftsschulen BW 
Öhringer Str. 2 
74632 Neuenstein 

Telefon 07942-91170 
Telefax 07942-911722 
gmsbw.verein@gmail.com 
www.verein-gemeinschaftsschulen-bw.org 

 

    
 

 
„Stärkungsmaßnahmen“ kosten in der Regel Geld. Da man sich aber scheut, weitere Gelder zu 
investieren, die insbesondere durch die im Konzept enthaltenen Transportmaßnahmen entstehen, und 
mit Bildung im eigentlichen Sinne nichts zu tun haben, kommt man hier auf die skurrile Idee, die 
Ressourcenlage der Gemeinschaftsschule zu beschneiden. Während sich in anderen Ländern die 
Erkenntnis verbreitet hat, dass umfassendere Aufgaben auch eine umfassendere Ressourcenausstattung 
benötigen, wenn man Erfolge haben möchte, operiert die FDP hier auf der Basis profunder 
Ahnungslosigkeit. Deutlich wird hier eine qualitätsmindernde Melange aus plattem Populismus und 
ideolgischer Verblendung. 
Die in der Literatur zu findenden systembezogenen Einschätzungen sind von großer Übereinstimmung. 
Entgegen der Praxis, bei solchen Gelegenheiten die üblichen Fachleute wie Baumert, Schleicher, Hattie, 
etc. zu zitieren, sei auf ein weniger „prominentes“ Werk verwiesen: „Viele Fachleute meinen deshalb: So 
wichtig und sinnvoll die zahlreichen vorgeschlagenen Einzelmaßnahmen auch sind, die Einführung des 
international vorherrschenden integrierten Schulsystems wäre eigentlich die gebotene Lösung (…) 
Ansonsten wird Deutschland bis auf weiteres mit seinem international gesehen unterdurchschnittlich 
erfolgreichen Schulwesen, so wie es aus der Mitte der Klassengesellschaft des 19. Jahrhunderts heraus 
entstanden und damals (!) durchaus leistungsfähig gewesen ist, leben müssen.“ 2 
 
Fazit: Die Gesetzesinitiative zur Begründung einer „Beruflichen Realschule“ ist aus Sicht des Vereins für 
Gemeinschaftsschulen in Baden-Württemberg e.V. aus mindestens vier Gründen abzulehnen: 
1) Alle bisherigen Stützungsversuche insbesondere der Haupt-/Werkrealschule sind erfolglos 

geblieben und werden weiterhin erfolglos bleiben, weil auf dem Hintergrund der 
systemimannenten Dynamik bereits ein solches Ansinnen naiv ist. Es kostet Geld und bringt uns 
nicht weiter. 

2) Probleme auf dem Arbeitsmarkt müssen durch Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt geregelt werden. 
Es kann nicht sein, dass man durch frühes Herausselegieren einzelnen Jugendlichen ihr in der 
Landesverfassung verbrieftes Recht auf Entwicklung ihrer Fähigkeiten nimmt - auch wenn diese sich 
erst zu einem späteren Zeitpunkt zeigen. 

3) Eine Finanzierung auf dem Rücken anderer Schularten ist prinzipiell abzulehnen. Dieser Vorschlag 
offenbart ein Denken, das den Ansatz und die damit verbundene Mehrarbeit an 
Gemeinschaftsschulen nicht zur Kenntnis nehmen will und einer qualitätsorientierten 
indikatorenbasierten Ressourcensteuerung völlig zuwider läuft. 

4) Mehr noch, es ist auf dem Hintergrund der allgemeinen Qualitätsentwicklung im internationalen 
pädagogischen Bereich geradezu grotesk, der einzigen Schulart in Baden-Württemberg, die das 
Potential in sich trägt, an die internationalen Qualitätsstandards anzuschließen, die dafür 
notwendigen Ressourcen zu entziehen, um sie in einen Umetikettierungsversuch zu stecken, der 
ohnehin zum Scheitern verurteilt ist und das baden-württembergische Schulsystem noch weiter in 
eine Außenseiterrolle hineinmanövriert. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

(Stellv. Vereinsvorsitzender) , (Vorsitzender) 

                                                
2 Konrad, Franz-Michael: Geschichte der Schule. Von der Antike bis zur Gegenwart. München 2007, S. 124 
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Stellungnahme des Vorstandes des Landesschulbeirats (LSB) zum 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP 
Gesetz über die Berufliche Realschule (Gesetz zur Änderung 
des Schulgesetzes für Baden-Württemberg) 
 
 

 

Der Vorstand des Landesschulbeirats sieht keine Notwendigkeit zur Einführung einer 

beruflichen Realschule und lehnt deshalb den Gesetzentwurf der FDP-Fraktion zur 

Abänderung des Schulgesetzes ab. 

    

Begründung: Die Veränderung der Schullandschaft von über 500 auf ca. 230 Haupt- 

/ Werkrealschulen sowie der Rückgang der Schülerzahlen an den zweijährigen 

Berufsfachschulen von 33.000 auf etwas 17.000 Schülerinnen und Schüler bietet 

nicht mehr die Voraussetzungen für eine gelingende Umstrukturierung. 

Stattdessen fordert der LSB eine noch intensivere Berufsorientierung an allen 

allgemeinbildenden Schulen und eine verstärkte Kooperation zwischen diesen und 

den beruflichen Schulen. 

 

 
  Vorsitzende      
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Landesgruppe Baden-Württemberg 
 
 

 
 
 

 
Kultusministerium Stuttgart 
Per Mail 
 

Freiburg, den 27.01.2019 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP: Gesetz über die Berufliche Realschule 
Hier: Stellungnahme der Landesgruppe Baden-Württemberg des Grundschulverbands 
 
Zum Gesetzentwurf der Fraktion FDP/DVP – Landtagsdrucksache 16/5290 vom 29.11.2018 nimmt 
die Landesgruppe des Grundschulverbands Baden-Württemberg wie folgt Stellung: 
 
Mit ihrer Initiative will die FDP/DVP-Fraktion „ ...einen Vorschlag zu ihrer (der Werkrealschule An-
merkung E.B.) Stärkung, namentlich ihres beruflich-praktischen Profils“ einbringen. 
 

1. Sowohl für die Werkrealschulen als auch für die Realschulen in ihren aktuellen Formen ist ei-
nes deren wesentlichen Elemente die Berufsorientierung. Dies schließt auch die Möglichkeit 
zu Kooperationen mit beruflichen Schulen ein. Berufsorientierung ist also bereits heute aus-
reichend geregelt. 
 

2. Das im Gesetzesentwurf beschriebene Modell lässt assoziieren, dass der frühe Besuch einer 
beruflichen Schule vor allem für bildungsschwache Schülerinnen und Schüler wichtig sei. 
Damit wird die Unterscheidung in praktisch und theoretisch begabt nahegelegt, eine Unter-
scheidung, die so wissenschaftlich nicht haltbar ist und auch gesellschaftlich nicht gewollt 
sein kann. Vielmehr gilt es allen Schülerinnen und Schülern die bestmögliche Allgemeinbil-
dung und eine gute Berufsorientierung zu ermöglichen, die ihnen dann vielfältige Wege eröff-
net. Auch in der Initiative „Praxisbezug, Interessenentwicklung für technische Berufe“ des Un-
ternehmerverbandes wird klar, dass es den Unternehmen gerade um eine gute grundlegende 
schulische Bildung im „Lesen, Rechnen, Schreiben“ geht und in zweiter Linie darum, die 
Chancen, die die duale Bildung mit sich bringt deutlich zu machen. 

 
Aufgabe aller allgemeinbildenden Schulen ist es, Bildungsangebote für alle Schülerinnen und Schü-
ler zu unterbreiten, die ein breites Begabungsspektrum – praktisch und theoretisch - fördern und so 
individuell erfolgreiche Wege öffnen. In diesem Sinne ist ein Mehrwert des eingebrachten Geset-
zesvorschlages der FDP/DVP-Fraktion nicht erkennbar und damit aus unserer Sicht wenig hilfreich. 
 
 
 
 
 
 
 

Vorsitzender der Landesgruppe Baden-Württemberg 
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Thouretstr. 6 (Postquartier)  70173 Stuttgart  Telefon 0711 279-0  hpr@km.kv.bwl.de 
 

 

 
HAUPTPERSONALRAT FÜR GRUND-, HAUPT-, WERKREAL-, REAL- UND GEMEINSCHAFTSSCHULEN SOWIE AN 

SONDERPÄDAGOGISCHEN BILDUNGS- UND BERATUNGSZENTREN 
BEIM MINISTERIUM FÜR KULTUS, JUGEND UND SPORT 

 
  

 

Hauptpersonalrat GHWRGS beim Kultusministerium  
Baden-Württemberg    Postfach 10 34 42    70029 Stuttgart 

 

 
Ministerium für Kultus,  
Jugend und Sport  
Baden-Württemberg  

 

 
per E-Mail  
 

Stuttgart 23.01.2019 
Durchwahl 

Telefax 
Name 

Gebäude Thouretstr. 2 
Aktenzeichen A-1860/FUND/Gesetzentwurf FDP/DVP 

zur Beruflicher Realschule/Kö 

 (Bitte bei Antwort angeben) 

 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP  
- Gesetz über die Berufliche Realschule (Gesetz zur Änderung des Schul- 
gesetzes für Baden-Württemberg), Drucksache 16/5290 
 
Schreiben vom 02.01.2019, 31-6400.4/271, Durchführung des Anhörungsverfah-
rens 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
 
der Hauptpersonalrat GHWRGS vertritt alle Beschäftigten an Haupt- und Werkrealschu-
len neben denjenigen an Grundschulen, Gemeinschaftsschulen, Realschulen und an 
Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (ca. 70.000).  
 
Der Hauptpersonalrat GHWRGS könnte es sich mit einer Stellungnahme zum Gesetz-
entwurf einfach machen und einfach ausführen, dass für ihn die x-te Aktion zur Rettung 
beziehungsweise Stärkung der Hauptschule/Werkrealschule mit neuem "Bäbber" für die 
Schule keine Erfolgsaussichten erkennen lässt. 
 
Zunächst ist der Hauptpersonalrat GHWRGS darüber erstaunt, dass sich politische Ini-
tiativen im Schulbereich im Wesentlichen auf Schulen der Mittelstufe (Sekundarstufe I) 
und Schulen mit Oberstufe (Sekundarstufe II) beziehen. Aus der Sicht des Hauptperso-
nalrats GHWRGS wird der Slogan "auf den Anfang kommt es an" zwar in Sonntagsre-
den von Politikerinnen und Politiker durchaus vorgebracht, jedoch nicht praktisch mit 
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Ressourcen unterfüttert. So ist weiter die Grundschule die einzige Schulart ohne Förder-
ressourcen im Direktbereich, das heißt mit verlässlicher Zuweisung. Aus der Sicht des 
Hauptpersonalrats GHWRGS wäre eine Gesetzesinitiative nötig, die sicherstellt, dass 
die Grundschulen die nötigen Ressourcen erhalten, um sicherstellen zu können, dass 
die Grundschülerinnen und Grundschüler am Ende der Klasse 4 die dort vorgesehenen 
Kompetenzen in Lesen, Schreiben und Rechnen (literacy und numeracy) sicher errei-
chen. Dies würde unabhängig von der Organisationsform auch allen Schulen der Mittel-
stufe (Sekundarstufe I) helfen und auch den im Einzelfall begründeten Klagen über den 
Leistungsstand der Schülerinnen und Schüler in Klasse 5 entgegenwirken, unabhängig 
von der Schulart. 
 
Darüber hinaus begrüßt der Hauptpersonalrat GHWRGS im Grundsatz die Stärkung 
jeder von ihm vertretenen Schulart. Sofern diese Stärkung allerdings zur Schwächung 
einer anderen Schulart in seinem Vertretungsbereich führt, lehnt der Hauptpersonalrat 
GHWRGS diese Maßnahme ab. Der Hauptpersonalrat GHWRGS lehnt deshalb die Be-
reitstellung dieser zusätzlichen Ressourcen zu Lasten der Gemeinschaftsschule rund-
weg ab. Dabei muss im Blick bleiben, dass in der Fläche in vielen Regionen alle Bil-
dungsniveaus wohnortnah nur durch integrative Systeme bereitgestellt werden können. 
Bereits der erste Abschlussjahrgang zeigt, dass die Gemeinschaftsschulen dies bei ent-
sprechender Ausstattung leisten können. 
 
Darüber hinaus ist nicht erkennbar, warum eine Sicherung der Lehrerstellen im berufli-
chen Bereich zu Lasten der Haupt- und Werkrealschule erfolgen soll. Die Abnehmerin-
nen und Abnehmer nach der Mittelstufe bedauern ein Mangel an allgemeiner Bildung 
insbesondere im Lesen, Schreiben und Rechnen (literacy und numeracy) der Absolven-
tinnen und Absolventen und nicht einen Mangel an beruflicher Qualifikation. Es bleibt 
ein Geheimnis des Gesetzentwurfs, wie ausgerechnet die Verschickung von 12- bis 13-
jährigen Schülerinnen und Schüler an ein bis zwei Tagen in der Woche an eine andere 
Schule eine Verbesserung bewirken sollte. Diese ist zudem im ländlichen Raum mit Si-
cherheit weit entfernt, was Schülerinnen und Schüler des ländlichen Raumes benachtei-
ligt. Darüber hinaus entstehen Transportkosten und ein höherer Organisationsaufwand 
auf beiden Seiten. Es wäre sinnvoller diese Mittel für Förderressourcen im allgemeinbil-
denden Bereich einzusetzen. Darüber hinaus herrscht insbesondere an den Haupt- und 
Werkrealschulen kein Mangel an Berufsorientierung ausgehend vom Profil AC und von 
den sonstigen Maßnahmen der Berufsorientierung. Was fehlt, sind eher zusätzliche 
Ressourcen für die individuelle Förderung. 
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Insgesamt hofft der Hauptpersonalrat GHWRGS, dass der Landtag dieser Gesetztesini-
tiative nicht folgt.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
gez. 

 
Vorsitzender 
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